1. ANDERUNG
DES BEBAUUNGSPLANES NR 30

"GEWERBEGEBIET

QUINTUSSTRASSE"
STADT WALSRODE
LANDKR. SOLTAU-FALLINGBOSTEL

TEXTLICHE FESTSETZUNG

DIE IM BEBAUUNGSPLAN NR.30 ALS GEWERBEGE BIET
AUSGEWIESENEN FLACHEN WERDEN ALS GEWERBEGEBIET 1.S.

DER BAUNUTZUN GSVERORDNUNG 'VOM 15.09.1977 (BGBL.151763),
GEANDERT DURCH ANDERUNGSVERORDNUNG VOM 19.12.1986
(BGBL.15.2665) AUSGEWIESEN.

AUFGRUND DES §1ABS.3UND DES §10 DES BAUGESETZBUCHES (8 AUGB)1.D. F.VOM 08.12.1986
GEANDERT DURCH ARTIKEL 25 DES STEUERREFORMGESETZES 1590 VOM 25. 07.1988
(BGBL 15.1093) UND DES §40 DER NIEDERSACHSISCHEN GEMEINDEORDNUNG (NGO) IN DER
FASSUNG VOM 22.06.1982 (NDS. GYBL.S. 229) ZULETZT GEANDERT DURCH DAS IWEITE GESFHIZ
ZUR ANDERUNG DER NIEDERSACHSISCHEN GEMEINDEORDNUNG,DER NIDERSACHSISCHEN
LANDKREISVERORDNUNG UND DES GESETZES UBER DIE AUFLOSUNG DES VERBANDES GROSS—
RAUM HANNOVER VOM 13.10.1986 (NDS. GVBL.S 323) HAT DER RAT DER STADT WALSRODE DIESE
ANDERUNG BESTEHEND AUS DER VORSTEHENDEN TEXTLICHEN FESTSETZUNG ALS SATZUNG
BESCHLOSSEN,

WALSRODE, DEN .03.1990

‘ M‘WM«—\/

STADTDIREKIOR

GERMEISTER



pegrundung

wr 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 30 "Gewerbegebiet QuintusstraBe™

1. Allgemeines

Der Bebauungsplan Nr. 30 “Gewerbegebiet QuintusstraBe" wurde am
22.07.1975 vom Rat der Stadt Walsrode als Satzung beschlossen. Mit Ver-
fﬂgung des Regierungsprasidenten vom 25.08.1975 ist die Genehmigung
erteilt worden. Durch die Bekanntmachung der Genehmigung am 31.10.1975
im Amtsblatt fir den Landkreis Soltau-Fallingbostel wurde der Bebau-
ungsplan rechtsverbindlich.

Der Bebauungsplan setzt folgende Baugebiete fest:

Ein Mischgebiet, ein Sondergebiet "Verbrauchermarkt" und mehrere

Flachen als Gewerbegebiet.

Die Mischgebietsflache an der QuintusstraBe war schon zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Bebauungsplanes bebaut. Die bauliche und sonstige

Nutzung entspricht der getroffenen Ausweisung.

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes hat sich in dem Sondergebiet

"Verbrauchermarkt" ein entsprechender Betrieb neu angesiedelt.

Wie aus dem folgenden Kartenausschnitt ersichtlich, wurden die Gewerbe-
gebietsflachen, abgesehen von kleinen unbebauten Grundsticken und den
Grundstiicken sidlich und nordlich der "Max-Planck-StraBe", bebaut.

Auf dem sUdlich:der Max-Planck-StraBe gelegenen Grundstiick wurde von
einem Bautrager, dem auch das auf der gegeniberliegenden Straflenseite
gelegene unbebaute Grundstick gehért, der Bau einer Tennishalle begon-
nen. Aufgrund von Finanzierungsschwierigkeiten wurde der Bau wahrend
der Bauzeit gestoppt und stand jahrelang in einem nahezu rohbaufertigen
Zustand. Inzwischen ist die Halle fertiggestellt worden und wird von

einem Speditionsunternehmen als Lager genutzt.

Der Rat der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 16.03.1988 den Auf-
stellungsbeschluB zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 30 "Gewerbe-
gebiet QuintusstraBe" gefaBt.
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Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr.

"Gewerbegebiet Quintusstr. I" - Ubersichtsplan M. 1

2. Iweck der Bebauungsplanidnderung

die in § 8 der Bau-

Z. Nutzungen zulassig,

In dem Gewerbegebiet sind z.

nutzungsverordnung vom 26.11.1968 aufgefihrt sind. Danach gelten Ein-

kaufszentren und Verbrauchermdrkte als im Gewerbegebiet zulédssige Ge-

Ubergemeindlichen

vorwiegend der

nicht

sie

wenn

werbebetriebe,

Versorgung dienen sollen.
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Weil der Nachweis einer vorwiegend Ubergemeindlichen Versorgung nur
schwer zu erbringen war, hat sich diese Regelung in der Praxis als un-
geeignet erwiesen, um das Entstehen derartiger Betriebe an ungeeigneten
Standorten zu verhindern. Der Gesetzgeber reagierte darauf und dnderte
die Baunutzungsverordnung.

Bei mehr als 1 500 m2? GeschoBflache - seit dem 01.01.1987 sogar bei
mehr als 1 200 m? GeschoBfléche - kann in der Regel angenommen werden,
daB Einkaufszentren, groBfldchige Einzelhandelsbetriebe sowie ver-
gleichbare Betriebe u. a. wegen ihrer schadlichen Umwelteinwirkungen
sowie Auswirkungen auf den Verkehr und auf die Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche in Gewerbegebieten unzulédssig sind (s. § 11 Abs. 3
BauNV0 1986).

Die Stadt Walsrode bemiht sich durch die Sanierung der Innenstadt mit
Mitteln des Stadtebaufdérderungsprogrammes die Attraktivitdt und Lebens-
fahigkeit der Innenstadt zu steigern.

Die Errichtung eines weiteren Betriebes i. S. des § 11 Abs. 3 der
BauNVO 1968 im Gewerbegebiet QuintusstraBe wirde Kaufkraft aus der In-
nenstadt abziehen, konnte zu Leerstdnden fiUhren und damit den Sanie-
rungsbemihungen entgegenwirken. Letztendlich kénnte infolgedessen die
Versorgungsaufgabe des Mittelzentrums Walsrode fir Gemeinden nachrangi-
ger zentralértlicher Bedeutung beeintrdchtigt werden.

Aus diesen Grinden war es notwendig, mit einer Bebauungsplandnderung
dem Entstehen derartiger Betriebe im Bebauungsplanbereich entgegen-
zuwirken.

3. Geplante Anderung

Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 30 "Gewerbegebiet Quintus-
straBe" werden auf den als Gewerbegebiet ausgewiesenen Fldchen nur noch
Nutzungen zugelassen, die nach der Baunutzungsverordnung in der Fassung
vom 15.09.1977 (BGBL. I S. 1 763), gedndert durch Anderungsverordnung
vom 19.12.1986 (BGB1. I S. 2 665) in einem Gewerbegebiet zulédssig sind.
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pamit wird wesentlich wirkungsvoller als bisher die Ansiedlung von Ver-
pbrauchermidrkten, groBfldchigen Einzelhandelsbetrieben sowie vergleich-
barer Betriebe, die die in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNV0O 1986 genannten
stadtebaulich unerwinschten Auswirkuhgen haben, im Bereich des Bebau-
ungsplanes verhindert. Andere Mafinahmen, die das gleiche Ziel

verfolgen, wurden in den stddtischen Gremien eingehend erwogen.

Die denkbaren Beschrankungen der Zulédssigkeit des Einzelhandels in Ge-
werbegebieten sind aber durch den § 1 Abs. 5 und 9 BauNV0 auf den Aus-
schluB "bestimmter Arten" von Nutzungen begrenzt.

Bei einem vollstédndigen AusschluB des Einzelhandels waren auch Betriebe
ausgeschlossen worden, die sinnvollerweise in Gewerbegebieten ange-
siedelt werden; z. B. KFZ-Betriebe, die den grdBten Umsatzanteil durch
den Verkauf von Neu- und Gebrauchtwagen, Ersatzteilen und Zubehor er-
zielen. Andererseits wdre bei einem teilweisen Ausschlufl von Einzelhan-
delsbetrieben erforderlich gewesen, eine "bestimmte Art" des Einzelhan-
‘dels zu definieren, die nachvollziehbar zu den befirchteten Auswirkun-
gen gefihrt hitte. Die Auswirkungen sind u.a. abhdngig von der GriéBe
und dem Warenangebot der Betriebe. Angesichts diverser Moglichkeiten
der Sortimentszusammenstellungen von Einzelhandelsbetrieben ist die De-
finition einer "bestimmten Art" Ober das Warenangebot, bei dem sich

nachweislich st#dtebaulich negative Auswirkungen ergeben, praktisch
nicht moglich.

Die Definition einer "bestimmten Art" von Einzelhandelsbetrieben Uber
eine beliebige Verkaufsfldche wurde vom Bundesverwaltungsgericht (Ur-
teil vom 22.05.1987 - 4 C 77.84 - Baurecht 5/87, Seite 524) verworfen,
weil die Begrenzung der hiochstzuldssigen Verkaufsflache nicht von vorn-

herein die Definition einer "bestimmten Art" in sich selbst tréagt.

Aufgrund dieser rechtlichen Schwierigkeiten hatten sich die stddtischen
Gremien nach eingehender Abwdgung dafir entschieden, die Bebauungsplan-
anderung in Form einer Uberleitung auf die neue Baunutzungsverordnung
durchzufihren, weil auch damit der Beeintr&dchtigung der Sanierungsbe-

mihungen entgegengewirkt werden kann.

Nach Inkrafttreten dieser Bebauungsplanénderung wird die Zulédssigkeit

des Einzelhandels im Bereich der BebaUungspléne Nr. 30 "Géwerbégebiet
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Quintusstrafie I" und Nr. 41 "Gewerbegebiet QuintusstraBe II" aufgrund
des § 25 b Abs. 2 BauNVO nach den gleichen rechtlichen Grundlagen beur-
teilt. Zur Auslegung des § 11 Abs. 3 BauNVO 1986 hat das Bundesverwal-
tungsgericht in einem Urteil (22.05.1987 - 4 C 1985 - Baurecht 5 /87,
Seite 528) klargestellt, daB die GroBflachigkeit bei ca. 700 m? Ver-
kaufsflache beginnt. Demzufolge kann davon ausgegangen werden, daB Ein-
zelhandelsprojekte ab dieser GrdBenordnung im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens dahingehend Uberprift werden, ob der Betrieb Auswirkun-
gen i. S. des § 11 Abs. 3 BauNV0 1986 hat. Als Beurteilungsgrundlage
dafiir bedienen sich die Baugenehmigungsbehdrden i.d.R. gutachterlicher
Stellungnahmen der =zusténdigen Industrie- wund Handelskammern bzw.
anderer Gutachten.

Da sich § 8 - Gewerbegebiete - der BauNVO, abgesehen von redaktionellen
Anderungen, in bezug auf die Zulédssigkeit anderer Nutzungen nicht
gedndert hat, verbleibt es im iUbrigen bei den bisher schon zuldssigen

Nutzungen.

Unveréndert bleiben die Festsetzungen hinsichtlich des MaBes der bau-

“lichen Nutzung und die Oberbaubaren Grundsticksflachen.

4. ErschlieBung

4.1 Verkehrliche ErschlieBung

‘Die verkehrliche ErschlieBung ist bereits Ende der 70er Jahre ent-

sprechend der Bebauungsplanfestsetzung ausgebaut worden.

?Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 42 “Gewerbegebiet Quintus-
straBe II" wund den daraufhin bis zum Vorbricker Ring verléngerten
Rudolf~Diese1fStraBe und Max-Planck-StraBe hat sich die verkehrliche
ErschlieBung insbesondere hinsichtlich der stark belasteten Einmindung

an der QuintusstraBe wesentlich verbessert.

4.2 Ver- und Entsorgung

Die vorhandene Ver- und Entsorgung (Schmutz- und Regenwasser, Elt,
Wasser, Telefon, Gas, Mullabfuhr) bedarf aufgrund der Bebauungsplan-
anderung keiner Anpassung.
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5. Kosten der Bebauungsplaninderung

Da weder fir die verkehrliche, noch fir die sonstige ErschlieBung An-

passungen erforderlich sind, entstehen keine weiteren ErschlieBungs-
kosten.

6. SchluBbemerkung

Im Rahmen der frihzeitigen Birgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und
der Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
sowie der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurden keine ab-

wagungsrelevaten AuBerungen, Stellungnahmen bzw. Anregungen oder Beden-
ken vorgebracht.

Die Baunutzungsverordnung wurde wihrend der offentlichen Auslegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 30 "Gewerbe-
gebiet QuintusstraBe" geéndert. Entsprechend den Uberleitungsvorschrif-
ten des § 25 c der 4. Verordnung zur Anderung der Baunutzungsverordnung
ist die Fassung der Baunutzungsverordnung maBgeblich, die zu Beginn der
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB rechtsqgiiltig ist. Dementsprechend ist

for diese Bebauungsplandnderung nach ihrem Inkrafttreten die BauNVO
1986 mafBgebend.



DER RAT DER STADT HAT IN SEINER SITZUNG
AM 16:03-1988 DTE AUFSTELLUNG DER BEBAU-
UNGSPLANANDERUNG BESCHLOSSEN.

DER AUFSTELLUNGSBESCHLUSS IST GEMASS

§ 2 ABS. 1 BBAUG AM 25.06.1988 ORTSUB-

DER ENTWURF DER BEBAUUNGSPLAN-
ANDERUNG WURDE AUSGEARBETTET
VON DER STADT WALSRODE, STADTBAUAMT.

LICH BEKANNTGEMACHT.

3503 1990

STADTDIREKTOR

WALSR(IDE ,

DER RAT DER STADT WALSRODE HAT IN
SEINER SITZUNG AM 14.12.1989 DEM
ENTWURF DER BEBAUUNGSPLANANDERUNG
UND DER BEGRUNDUNG ZUGESTIMMT UND
DIE OFFENTL. AUSLEGUNG GEMASS

§ 3 ABS. 2 BAUGB BESCHLOSSEN.

ORT UND DAUER DER OFFENTL. AUS-
LEGUNG WURDEN AM 23.12.1989 ORTS-
UBLICH BEKANNTGEMACHT, DER ENT-
WURF DER BEBAUUNGSPLANANDERUNG
UND DER BEGRUNDUNG HABEN VOM
05.01.1990  BIS 06.02.1990 GEMASS § 3
ABS. 2 BAUGB OFFENTL. AUSGELEGEN.

WALSROD 20().1990

STADTDIREKTOR

DIE ANZEIGE DER BEBAUUNGSPLANANDE-
RUNG IST AM 21.03.1990 BEIM LANDKREIS
SOLTAU-FALLINGBOSTEL EINGEGANGEN.

DER LANDKREIS SOLTAU-FALLINGBOSTEL
HAT MIT VERFUGUNG VOM 25.04.1930
AZ.61.9.-61076T4 F47

MITGETETLT, DASS ER GEMASS § 11

ABS. 3 BAUGB GEGEN DIESE BEBAUUNGS-
PLANANDERUNG KEINE VERLETZUNG VON
RECHTSVORSCHRTFTEN GELTEND MACHT.

WALSRODE, 13.07.1990

L .
a[STADTDIHEKTOR

W

WALSRODE , 28.07.1989

BAUOBERAMTSRAT

DER RAT DER STADT WALSRODE HAT DIE
BEBAUUNGSPLANANDERUNG NACH PRUFUNG
DER BEDENKEN UND ANREGUNGEN GEMASS

§ 3 ABS. 2 BAUGB IN SEINER SITZUNG
AM 14.03.1990  ALS SATZUNG (§ 10
BAUGB) SOWIE DIE BEGRUNDUNG BESCHLOS-
SEN.

WALSRODE, 20 dg)i990

STADTDIREKTOR

DIE DURCHFUHRUNG DES ANZEIGEVERFAHRENS
NACH § 2 ABS. 3 BAUGB DER BEBAUUNGS-
PLANANDERUNG IST GEMASS § 12 BAUGB

AM 30.06.1990

IM AMTSBLATT DES LANDKREISES SOLTAU-
FALLINGBOSTEL NR.®& 1990BEKANNTGEMACHT
WORDEN ;

DIE BEBAUUNGSPLANANDERUNG IST DAMIT
AM 30.06.1990....

IN KRAFT GETRETEN.

WALSRODE , 13.07.1990




DIE DURCHFUHRUNG DES ANZEIGE~
VERFAHRENS NACH § 11 ABS.
DE-

BAUGB DER BEBAUUNGSPLANA
RUNG IST GEMASS § 12 BAUGB

AM IM AMTSBLATT
DES LK SOLTAU-FALLINGBOSTEL
NR. ... BEKANNTGEMACHT WOR-
DEN

DIE BEBAUUNGSPLANANDERUNG IST
DAMTT REEATSVERBINDLICH GE-

STADTDIREKTOR

INNERHALB VON STEBEN JAHREN

SEIT INKRAFTTRETEN DER BEBAUUNGS-

PLANANDERUNG SIND GEMASS § 215
ABS. 1 NR. 2 BAUGB MANGEL DER
ABWAGUNG NICHT GELTEND GEMACH]
WORDEN. /

INNERHALB EINES JAHRES SEIT INKRAFT-
TRETEN DER BEBAUUNGSPLANANDERUNG IST
GEMASS § 215 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

DIE VERLETZUNG DER IN § 214 ABS. 1
SATZ 1, NR. 1 UND 2 BAUGB BEZEICH-
NETEN VERFAHRENS- UND FORMVORSCHRIFTN
NICHT GELTEND GEMACHT WORDEN.

WALSRODE , ¢®. 10. g

STADTOIREKTOR



	1. Änderung Textlich
	1. Änderung textlich Seite 2
	1. Änderung textlich Seite 3
	1. Änderung textlich Seite 4
	1. Änderung textlich Seite 5
	1. Änderung textlich Seite 6
	1. Änderung textlich Seite 7
	1. Änderung textlich Seite 8
	1. Änderung textlich Seite 9

